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Antwort 
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betr. Vernachlässigung der Zivilverteidigung 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 22. März 
1974 - ZV 1 - 710 000/39 - die Kleine Anfrage namens der Bun- 
desregierung wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung weist den Vorwurf, die zivile Verteidi- 
gung werde von ihr vernachlässigt, zurück. 

Die Bundesregierung ist unverändert der Auffassung, daß die 
zivile Verteidigung ein unverzichtbarer Bestandteil der Gesamt- 
verteidigung ist und auch bleiben wird. Sie ist daher bestrebt, 
den weiteren Ausbau der zivilen Verteidigung nach Kräften zu 
fördern und damit zugleich einen angemessenen Beitrag zur 
Stärkung des Nordatlantischen Verteidigungsbündnisses zu 
leisten. 

Die Haushaltsmittel des Bundes für die zivile Verteidigung sind 
in der Zeit von 1969 bis 1973, für die die derzeitige Koalition ab 
1970 die haushaltsmäßige Verantwortung trägt, von 432 auf 
548 Mio DM gestiegen. Im Haushaltsentwurf für 1974 hat die 
Bundesregierung 569 Mio DM für die zivile Verteidigung ein- 
gestellt. In der Finanzplanung für 1975 bis 1977 sind bisher 
575, 587 und 599 Mio DM vorgesehen. Der Anteil der jährlichen 
Mittel für die zivile Verteidigung am Gesamtverteidigungshaus- 
halt beträgt zur Zeit rund 2 v. H. Anträge, die Mittel für die 
zivile Verteidigung zu erhöhen, sind von der Opposition in den 
Jahren 1970 bis 1973 nicht gestellt worden. 

Die Bundesregierung ist sich gleichwohl bewußt, daß die Pro- 
bleme der zivilen Verteidigung im Rahmen der Gesamtvertei- 
digung bislang nur unzureichend gelöst worden sind. Sie hat 
hierauf insbesondere im Weißbuch zur zivilen Verteidigung 
der Bundesrepublik Deutschland aufmerksam gemacht und auf 
die Notwendigkeit des weiteren Ausbaus der zivilen Verteidi- 
gung hingewiesen. Sie hat dementsprechend im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten erhebliche Anstrengungen zur Erfüllung aller 
Aufgaben der zivilen Verteidigung unternommen und sich 
gleichzeitig um Schwerpunktbildungen bemüht. 
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Um den in einem Verteidigungsfall der Bevölkerung drohenden 
Gefahren wirksam begegnen zu können, ist eine Vielzahl von 
Maßnahmen erforderlich, für die im Hinblick auf die gegebene 
Haushaltslage Prioritäten gesetzt werden müssen. Vorrangig ist 
Vorsorge für die Erhaltung von Leben und Gesundheit der Be- 
völkerung zu treffen. Trotz des Erfahrungsgrundsatzes, daß der 
Schutz als wirksameres Mittel der Rettung vorausgehen sollte, 
räumt die Bundesregierung solange, wie die finanzielle Aus- 
stattung der zivilen Verteidigung nicht wesentlich verbessert 
werden kann, dem Katastrophenschutz eine Priorität ein. Der 
Katastrophenschutz kann bereits in Friedenszeiten bei der Ge- 
fahrenabwehr eingesetzt und somit sinnvoll genutzt werden. 
Dabei stellt die freiwillige und uneigennützige Mitarbeit der 
Helfer eine sinnvolle, gar nicht hoch genug einzuschätzende, 
im übrigen auch kaum verzichtbare Leistung für die Allgemein- 
heit dar, die auf einer positiven stattsbürgerlichen und solidari- 
schen Grundhaltung beruht. 

Die Einzelfragen beantworte ich wie folgt; 


1. Ist die Bundesregierung nach wie vor der Auffassung, daß der 
Bau von privaten und - in Gebieten mit hoher Verkehrsdichte - 
von öffentlichen Schutzraumen als optimaler Schutz für die Be- 
völkerung unerläßlich ist, wie es in Nr. 16.8 des Weißbuches 
zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland vom 
12. April 1972 zum Ausdruck kommt? 


Die Bundesregierung ist nach wie vor dieser Auffassung. Die 
Haushaltstage hat es allerdings nicht zugelassen, den Schutz- 
raumbau in dem wünschenswerten Umfange voranzutreiben. 


2. Ist die Bundesregierung dem Weißbuch zufolge weiterhin ent- 
schlossen, in den nächsten zehn Jahren in möglichst vielen unter- 
irdischen Verkehrsanlagen Schutzräume als Mehrzweckanlagen 
zu errichten, und was wird unternommen, um der großen Reso- 
nanz, die das Mehrzweckbauprogramm bei den Städten gefun- 
den hat, zu entsprechen? 

Die Bundesregierung ist bemüht, in möglichst vielen unterirdi- 
schen Verkehrsanlagen Schutzräume als Mehrzweckanlagen zu 
errichten, zumal der Bau von unterirdischen Verkehrsanlagen 
hierzu eine unwiederbringliche Gelegenheit bietet. 

Es trifft zu, daß das Programm eine große Resonanz gefunden 
hat. 

Die Anträge der Städte überschreiten die verfügbaren Mittel 
um ein Mehrfaches. Abhilfe kann nur durch eine wesentliche 
Steigerung der Haushaltsmittel geschaffen werden. Ob das 
gelingt, hängt von der Entwicklung des Haushalts ab. 


3. Steht die Bundesregierung noch zu der von Herrn Staatssekretär 
Hartkopf (Bundesministerium des Innern) in der 169. Sitzung des 
Bundestages vom 3. Februar 1972 abgegebenen Erklärung, daß 
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die in der Zeit des Zweiten Weltkrieges erriditeten öffentlichen 
Schutzraiime weiter zu erhalten seien und daß eine Gesamtrege- 
lung durch den bisher noch nicht in Kraft getretenen § 15 des 
Schutzbaugesetzes erfolgen müsse? 


Von den aus dem Zweiten Weltkrieg noch vorhandenen ca. 1200 
instandsetzungswürdigen öffentlichen Schutzbauwerken sind 
inzwischen 93 Bauwerke nach den Anforderungen des Grund- 
schutzes hergerichtet worden; weitere 600 sind für einen vor- 
übergehenden Aufenthalt bis zu drei Stunden provisorisch in- 
standgesetzt. Eine Gesamtregelung dieses Problems zeichnet 
sich vorerst noch nicht ab. 


4. Im Weißbuch zur zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland 1972 hat die Bundesregierung in Abschnitt Nr, 
8. 2, 8. 4. erklärt, daß die baulich vorbereiteten Hilfskrankenhäuser 
im Falle größerer Katastrophen, bei denen die Kapazität der 
bestehenden Krankenanstalten nicht ausreicht, im Einverneh- 
men mit den Eigentümern vorübergehend in Anspruch genom- 
men werden können. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
personellen Voraussetzungen für eine Inbetriebnahme dieser 
Hilfskrankenhäuser in Notfällen bis heute nicht gegeben sind? 
Was beabsichtig L die Bundesregierung zu unternehmen, um die 
Einsatzmöglichkeit dieser mit wertvollstem Material ausgestat- 
teten Hilfskrankenhäuser sicherzustellen? 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß die personelle Besetzung 
von Hilfskrankenhäusern noch Schwierigkeiten begegnet. Dies 
gilt insbesondere bei einer Inanspruchnahme in Notfällen bzw. 
Katastrophen, da hierbei nicht wie im Spannungs- oder Vertei- 
digungsfall auf die Möglichkeiten der Verpflichtung von Per- 
sonal nach dem Arbeitssichersteliungsgesetz zurückgegriffen 
werden kann. Vielmehr ist es erforderlich, daß das benötigte 
Personal auf freiwilliger Basis gewonnen wird. 

Hinsichtlich der Ärzte und des medizinischen Fachpersonals 
muß auf das allgemeine Potential zurückgegriffen werden. 
Bezüglich des Hilfspersonals hat die Bundesregierung großes 
Vertrauen in die Hilfsorganisationen, die im Auftrag und mit 
Mitteln des Bundes bisher rund 150 000 Schwesternhelferinnen 
ausgebildet haben. 


5. Die sogenannten Sicherstellungsgesetze sind im Jahre 1965 bzw. 
1968 beschlossen worden und in Kraft getreten; die zu ihrem 
Vollzug erforderlichen Rechtsvorschriften fehlen bis heute. 
Wann beabsichtigt die Bundesregierung von ihren gesetzlichen 
Ermächtigungen Gebrauch zu machen und die für vorbereitende 
Maßnahmen der Verwaltungsbehörden und für eine Anwend- 
barkeit der Gesetze in Krisensituationen erforderlichen Rechts- 
verordnungen und Verwaltungsvorschriften zu erlassen? 

Zu den Sicherstellungsgesetzen sind bisher folgende Vorschrif- 
ten erlassen worden; 

— Erste Wassersicherstellungsverordnung - am 31. März 1970 
(BGBl. I S. 357) 

— Erste allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Durchführung 
des Wassersicherstellungsgesetzes - am 10. Februar 1971 
(GMBl. S. 115/BAZ Nr. 38 vom 25. Februar 1971) 
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— Zweite Wasesrsicherstellungsverordnung - am 11. Septem- 
ber 1973 (BGBl. IS. 1313) 

— Verordnung zur Übertragung von Zuständigkeiten nach dem 
Arbeitssicherstellungsgesetz auf Dienststellen im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Verteidigung - am 
18. August 1973 (BGBl. I S. 1321) 

— Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Verkehrssicher- 
stellungsgesetz - am 4. Februar 1974 (BGBl. I S. 156). 

Der Erlaß 

— einer Meldeverordnung nach § 5 Ernährungssicherstellungs- 
gesetz und 

— eine Verordnung über Verkehrsleistungen der Eisenbahnen 
für die Streitkräfte 

ist noch im Laufe dieses Jahres zu erwarten. 

Weiterhin erforderliche Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

sind ebenfalls in Vorbereitung und werden entsprechend den 

zu berücksichtigenden sachlichen Gesichtspunkten in Kraft 

gesetzt. 


6. Welchen Inhalt hat das in der Antwort des Bundesministers 
des Innern auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Gerlach 
usw. vom 11. Juli 1973 (ZV 1-710 000/38) erwähnte, auf zehn 
Jahre ausgerichtete Sach- und Finanzierungsprogramm für den 
Katastrophenschutz, insbesondere welche Mittel sind darin im 
einzelnen und verteilt auf die einzelnen Jahre vorgesehen zur 

a) Ersatzbeschaffung für auszusondernde Ausstattung, 

b) Komplettierung der Ausstattung bestehender Einheiten und 
Einrichtungen, 

c) Ausstattung neuer Einheiten und Einrichtungen und 

d) Errichtung von Unterkünften für die Helfer. 

Hält die Bundesregierung das Programm für ausreichend, um 
die im Gesetz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes 
und in den allgemeinen Verwaltungsvorschriften festgelegten 
Ziele zu erreichen? 

Das Programm hat die eingangs erwähnte schwerpunktmäßige 
Stärkung des Katastrophenschutzes zum Ziele. 

L 1. Das auf zehn Jahre ausgerichtete Sach- und Finanzie- 
rungsprogramm für den Katastrophenschutz umfaßt sämt- 
liche noch ausstehenden Durchführungsmaßnahmen nach 
dem Gesetz über die Erweiterung des Katastrophenschut- 
zes vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 776) und den dazu ergange- 
nen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. Es geht ins- 
besondere auf gewisse vordringliche Schwerpunktauf- 
gaben der Ausstattung, Ausbildung und Unterbringung 
ein, nämlich: 

— - Komplettierung der Ausstattung bestehender Einhei- 
ten und Einrichtungen, Ersatz überalteter Fahrzeuge 
und sonstiger Ausstattungs- und Ausrüstungsgegen- 
stände durch neues, modernes Gerät, 

— Ausbildung der Helfer entsprechend dem Gefähr- 
dungsgrad der technisierten Umwelt und dem tech- 
nischen Stand der Ausstattung, 
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— Unterbringung der freiwilligen Helfer in zumutbaren 
und zweckmäßigen Räumen. 

Diese müssen mit Vorrang in Angriff genommen werden, 
wenn sich der erwartete Aufschwung des Katastrophen- 
schutzes nicht in einer Verbesserung organisatorischer 
Regelungen erschöpfen soll. 

2. Der Gesamtbedarf des Katastrophenschutzes beträgt nach 
vorsichtiger Vorausberechnung in einem Zeitraum von 
zehn Jahren etwa 5 783 000 000 DM. Der Umfang des Pro- 
gramms macht angesichts der angespannten Haushalts- 
tage eine Verwirklichung in Stufen erforderlich. 

Nach einer groben Schätzung sind allein zur Durchset- 
zung der Schwerpunktziele folgende Mittel erforderlich: 

a) Komplettierung der Ausstattung bestehender Einhei- 
ten und Einrichtungen (Fahrzeuge, Fachdienst- und 
persönliche Ausstattung) 

für zehn Jahre; rund 370 Mio DM 
pro Jahr: 37 Mio DM 

b) Ersatzbeschaffung für auszusondernde Ausstattung 
(Fahrzeuge, Fachdienstausstattung) 

für zehn Jahre: rund 450 Mio DM 
pro Jahr: 45 Mio DM 

c) — Ausstattung der Einheiten und Einrichtungen des 

friedensmäßigen Katastrophenschutzes mit zusätz- 
lichem Gerät des Bundes (Fahrzeuge, Fachdienst- 
und persönliche Ausstattung) 
für zehn Jahre: rund 510 Mio DM 
pro Jahr: 51 Mio DM 

— Ausstattung neuer Einheiten und Einrichtungen 
des vom Bund zu erbringenden Verstärkungs teils 
(Fahrzeuge, Fachdienst- und persönliche Ausstat- 
tung) 

für zehn Jahre; rund 560 Mio DM 
pro Jahr: 56 Mio DM 

d) Errichtung von Unterkünften für die Helfer 
für zehn Jahre: rund 376 Mio DM 

pro Jahr: 37 600 000 DM. 

II. Das gegenwärtige Haushaltsvolumen und die in der Finanz- 
planung vorgesehenen Ansätze reichen bei weitem nicht zur 
Erfüllung der Schwerpunktaufgaben aus. Eine Verwirk- 
lichung des Programms setzt vielmehr eine wesentliche Ver- 
stärkung der Haushaltsmittel voraus. Diese könnte auf der 
Grundlage des Beschlusses des Deutschen Bundestages vom 
19. Januar 1972 erfolgen, auf längere Sicht die Mittel für die 
zivile Verteidigung auf ein Verhältnis von 1 : 20 an die für 
die militärische Verteidigung heranzuführen (Niederschrift 
der 162. Sitzung S. 9407 B). 

Trotz der finanziellen Schwierigkeiten findet die sicherheits- 
politische und humanitäre Motivation des Katastrophen- 
schutzes in der Öffentlichkeit nach wie vor Resonanz. 

Es sollte nicht übersehen werden: immerhin haben sich im 
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Bundesgebiet über 1 Million Menschen bereit gefunden, bei 
Katastrophen und Notfällen aller Art freiwillig und un- 
eigennützig zu helfen. Dieses bemerkenswerte Hilfspotential 
bedarf aber mehr als bisher sichtbarer und überzeugender 
Ermutigung durch Zuteilung moderner und ausreichender 
Ausstattung, Vermittlung qualifizierter Ausbildung und Be- 
reitstellung zumutbarer Unterkünfte. Der einheitliche Kata- 
strophenschutz ist Instrument einer im Frieden wie im Ver- 
teidigungsfall umfassenden Lebenssicherung. Die Vorkeh- 
rungen dafür müssen in Zeiten relativer Ruhe geschaffen 
und gefördert werden, damit die Vorsorgemaßnahmen in 
einer Zeit der Not wirksam sein können. 

Die Bundesregierung räumt der Förderung der Katastrophen- 
schutzorganisationen im Rahmen der zivilen Verteidigung 
eine eindeutige Priorität ein. Die Bereitschaft der in diesen 
Organisationen tätigen Staatsbürger zum Dienst am Nächsten 
und der Gesellschaft darf nach Auffassung der Bundesregie- 
rung nicht enttäuscht werden. Deshalb wird sich die Bundes- 
regierung “ ohne dabei das in der Anfrage zum Ausdruck 
kommende Anliegen der Fragesteller gering einzuschätzen - 
immer für den Vorrang der Förderung dieser Organisationen 
einsetzen, solange die Möglichkeiten des Haushalts eine 
Erfüllung aller Forderungen der zivilen Verteidigung nicht 
zulassen. 


7. Was veranlaßt den Bundesminister des Innern, sämtliche Selbst- 
schutzzüge aufzulösen und den größten Teil der Ausrüstung an 
die Deutsche Bundesbahn zu übergeben, obwohl ihm bekannt 
ist, daß es genügend Landkreise und kreisfreie Städte gibt, die 
daran interessiert sind, die Selbstschutzzüge als Regieeinheiten 
in ihren Katastrophenschutz aufzunehmen? 

8. Hält die Bundesregierung dieses Vorgehen für vereinbar mit § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes vom 9. Juli 1968 (BGBl. I S. 776)? 

Die Selbstschutzzüge wurden in den Jahren 1961/1962 aufge- 
stellt, als mit der gesetzlichen Einführung einer Selbstschutz- 
pflicht zu rechnen war. Die ursprüngliche Konzeption sah für 
das gesamte Bundesgebiet ca, 7000 Selbstschutzzüge vor, von 
denen jeder in einem Wohnbereich von ca. 5000 Einwohnern 
stationiert und von Helfern aus diesem Bereich gebildet werden 
sollte; die Züge waren als Bindeglied zwischen der Selbsthilfe 
des Einzelnen und der organisierten Hilfeleistung durch Ein- 
heiten des Luftschutzhilfsdienstes gedacht und mit leichtem 
Gerät ausgerüstet. Das Selbstschutzgesetz vom 9. September 
1965 (BGBl. I S. 1240), das eine umfassende Selbstschutzpflicht 
vorsah, wurde aber, nachdem es zunächst suspendiert worden 
war, durch das Gesetz über die Erweiterung des Katastrophen- 
schutzes vom 9. Juli 1968, das die Selbstschutzpflicht aufhob, 
und statt dessen den Selbstschutz auf freiwilliger Grundlage 
einführte, aufgehoben. 

Die Entwicklung zeigte, daß es ohne Selbstschutzpflicht schwie- 
rig war, den personellen Bestand der Züge aufzubauen und zu 
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erhalten. Außerdem hatte die starke Fluktuation der Helfer 
(meist Hausfrauen und Schüler) neben einem hohen Ausbil- 
dungsbedarf auch zur Folge, daß ein großer Teil der Züge nicht 
einsatzfähig war. Selbst dort, wo eine genügende Zahl von 
Helfern zur Verfügung stand, gelang es in der Mehrzahl der 
Fälle nicht, die Züge mit ihrer Ausrüstung so zu stationieren, 
daß die Helfer in erreichbarer Nähe, nämlich in dem betreffen- 
den Wohn- und Einsatzbereich vorhanden waien; vielfach wur- 
den auch die Ausrüstungen mehrerer Züge zusammen an einer 
Stelle untergebracht. 

Das Katastrophenschutzgesetz vom 9. Juli 1968 entzog dem 
Bundesverband für den Selbstschutz, der bis dahin die Züge 
ausbildungsmäßig und organisatorisch betreut hatte, die Auf- 
gabe der Organisation freiwilliger Helfer für den Selbstschutz 
und bestimmte, daß die Einheiten des Selbstschutzes grundsätz- 
lich in den Katastrophenschutz einzugliedern sind. Tatsächlich 
enthält das Gesetz eine Abkehr von der ursprünglichen Konzep- 
tion der Selbstschutzzüge: 

a) Nach § 18 Abs. 3 endet die Aufstellung neuer Einheiten des 
Selbstschutzes. 

b) Nach § 13 Abs. 1 Satz 3 können Einheiten, die nicht 75 v. H. 
des Aufstellungssolls erreichen oder die aufgrund ihrer 
Standorte für eine Einordnung nicht geeignet sind, aufgelöst 
werden. Da die Frage des geeigneten Standorts (Zugausrü- 
stungen und Helfer in demselben Einsatzbereich von ca. 5000 
Einwohnern) in den meisten Fällen zu verneinen war, kam 
eine Einordnung in den Katastrophenschutz nur in verhält- 
nismäßig wenigen Fällen in Betracht. Diese wenigen - mög- 
licherweise einige hundert - Züge, hätten zu den ursprüng- 
lich geplanten 7000 Zügen für das ganze Bundesgebiet in 
einem krassen Mißverhältnis gestanden; ihr sporadisches 
Vorhandensein wäre rein zufällig und hätte keine sinnvolle 
Konzeption getragen. 

c) Nach § 1 Abs, 1 baut das Gesetz im Regelfälle auf Einheiten 
und Einrichtungen des Katastrophenschutzes auf, denen eine 
friedensmäßige Aufgabe obliegt; die Selbstschutzzüge be- 
sitzen dagegen im Frieden kaum einen Einsatzwert. 

d) § 4, der die zu bildenden Fachdienste des Katastrophen- 
schutzes festlegt, erwähnt die Selbstschutzzüge nicht. Dem- 
gemäß sehen auch die mit Zustimmung des Bundesrates er- 
lassenen Allgemeinen Verwaltungsvorschriften sowohl über 
den Aufbau des Selbstschutzes durch die Gemeinden als 
auch über die Organisation des Katastrophenschutzes keine 
Selbstschutzzüge vor. Für sie, die mit leichtestem Gerät (von 
Hand gezogene Löschkarren) ausgerüstet waren, ist in den 
motorisierten Einheiten des Katastrophenschutzes kein Platz. 

Es stellte sich nunmehr die Frage nach einer zweckentsprechen- 
den Verwendung der Ausrüstung. Dafür bot sich insbesondere 
der Behördenselbstschutz an, der nach den §§ 10 Abs. 3 und 15 
des Katastrophenschutzgesetzes zu fördern und für dessen spe- 
zielle Zwecke auch das leichte Gerät geeignet ist. Ich habe daher 
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mit Zustimmung des Bundesministers der Finanzen mein Ein- 
verständnis dazu erteilt, daß der Hauptteil der Zugausrüstungen 
künftig im Bereich des Bundesministers für Verkehr sowie der 
Deutschen Bundesbahn für Zwecke des Behörden- und Betriebs- 
selbstschutzes verwandt wird; ein kleinerer Teil der Ausrüstung 
soll dem Bundesverband für den Selbstschutz für Lehrzwecke 
im Rahmen des Behördenselbstschutzes verbleiben. 
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